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Derstiindigrmg zwischen Bayern
und der Reichsregierung.

*Die Reichsregierung hatte bei der bayerischen Regierung
im Hinblick aus die Erregung der Arbeiterkreise in Bayern, die
buch die Ermordung Erzbergers noch gesteigert worden war, die
Aushebung des seit der Niederschlagung des Kommunistenauf-
siandes verhängten Ausnahmezustandes beantragt, unter dem
gleichzeitigen Verlangen der Anerkennung der Notverordnung
und der Zeitungsverbote in Bayern. Die Notverordnung und
im Zusammenhang damit die Zeitungsverbote in Bayern waren
»ersassungsrechtlichnicht angreifbar, und bedurften keineswegs,
wie behauptet wurde, der vorhergehenden Zustimmung der bay¬
rischen Regierung, sowenig die Reichsregierung die rein sub¬
jektive Auffassung der bayrischen Regierung über die Notwen-

keit der Aufrechterhaltung dxs Belagerungszustandes zu bean¬
standen berechtigt gewesen wäre. Angesichts der ernsten Entwick¬
lung der innerpolitischen Lage trat jedoch die Reichsregierung
auch für die Aufhebung des Ausnahmezustandes in Bayern ein,
weil die Linksparteien sich dadurch einseitig getroffen fühlten,
und als Gegenaktion die Abtrennung Frankens von Bayern ver¬
langten. Auch die Arbeiterschaft in der Pfalz hatte auf die
Ermordung Erzbergers hin mit Loslösung gedroht, wenn die
Regierung Kahr nicht gehe. Es dürste sich in beiden Fällen ja
wohl blos um die Absicht eines politischen Drucks gehandelt
haben. Da aber die Mittelparteicn in Bayern, also Zentrum
und Demokratie, es nicht auf einen offenen Konflikt mit dem
Reich ankommen lassen wollten, so wurde der Antrag der bayri¬
schen Regierung, in Berlin zu erklären, man wolle der Aufhe¬
bung des Ausnahmezustandes nähertreten, „wenn die Verhält¬
nisse es gestatten" von der Mehrheit des ständigen Landtags-
Mschusses abgelehnt. Dagegen wurde der Beschluß gefaßt, der
Aufhebung des Ausnahmezustandes näherzutreten, wenn die
Verordnung des Reichspräsidenten über die Zeitungsverbote ent¬
sprechend dem Beschluß des ständigen Landtagsausschusses ab¬
geändert werde. Dieser Beschluß verlangt die Anerkennungder
Zuständigkeit der bayrischen Landesbehörden für etwaige vom
Reich beantragte Zeitungsverbote und sonstige Notverordnungen.
Wir wissen nicht, ob der bayrische Ministerpräsidentdieses für
Nähern durchaus gangbare Kompromiß abgelehnt hat, oder ob
« infolge Veränderung der politischen Konstellation überhaupt
seinen Abgang für notwendig hielt, jedenfalls wird durch seinen
Rmllritt sich nun innerhalb der Parteien eine Neuorientierung
»̂ ziehen, aus Grund deren wahrscheinlich eine Regierung der
Witte auch in Bayern gebildet werden dürfte, bestehend aus
Zmtrum(bayrische Volkspartei) und Demokratie, die von den
Wehrheissozialisten Unterstützung erwartet. Es scheint sich also
Kleber eine Annäherung zwischen dem bayrischen Zentrum und
«»Führein der Reichspartei angebahnt zu haben, die die politi¬
sche Stoßkraft des Zentrums für die im Herbst bevorstehenden
»«mps- wesentlich stärken wird.

Im Interesse des Gesamtwohls ist der Beschluß des bahri-
W<n Landtagsausschusses nur zu begrüßen, denn wir können
heute die Austragung grundsätzlicher Gegensätze mit der Gefahr
Merer innerer Konflikte nicht vertragen. Die Reichsregierung
«>ird sich wohl ebenfalls mit der Verständigungsformel zufrie¬
den geben.

Entgegenkommen des bayrischen Landtags.
. Lunchen- 10. Sept. Um 11̂ Uhr nachts wurde die Sitzung
«ständige Landtagsausschusses fortgesetzt. Zu den Paragraphen
und7des Verordnungsentwurfs wurde auf Grund der Stellung-
We der Koalitionsparteien folgende Fassung vorgeschlagen: 8 7.

für Verbote nach den 88 1 und4 und für die Beschlag¬
ene nachH2 sind die Landeszcntralbehörde oder die von ihnen
VAniten Stellen. Der Reichsminister des Innern kann die Lan-

-..EEehörden um den Ausspruch eines Verbots oder einer Ve-
^suchen. —Der letzte Satz des ursprünglichen8 4 wurde

in»»" Glaubt die Landeszentralbehörde dem Ersuchen nicht
Lachen zu können, so kann der Reichsminister des Innern de»

«Matsausschuß anrufen. - In 8 7 so« der Abs. 1, Satz2 fol-
lauten: Die Beschwerde ist bei der Landeszentral-

^ "reichen, die sie, falls sie ihr nicht abhilft, unverzüglich
, Gien Gericht des Landes zur Entscheidung vorlegt. — Als

i» rr M̂ittung iu dem Gegenvorschlag wurde vorgeschlagen: Unter
risib«»"«^>Ĥ "st' ^ die Reichsregierung dem Wunsche der bay-

s entspricht, erklärt sich diese bereit, der Aufhebung
w NEndzustandes in Bayern näher zu treten. — Nach länge-
Mldem»X die neue Fassung bei Stimmenthaltungder
HiaaktkLvi» Linken angenommen. Die Staatsregierungwurde
"h-»!n » ö" de« Beschlüssen des Ausschusses Stellung zu
Mag ii e Sitzung des Ausschusses findet Sonntag vor-

Münchcn, 11. Sept. Der ständige Ausschuß des Landtags trat
heute mittag wieder zu einer Sitzung zusammen. Ministerpräsident
v. Kahr war nicht erschienen. Ihn vertrat StaatssekretärDr.
Schweyer. Vorsitzender Abg. Held  erklärte bei Beginn der Sitzung,
daß nach einer an ihn gelangten Mitteilung der Ministerrat auf dem
Standpunkt stehe, daß gegenwärtig, wo man nicht wisse, wie die Lage
in Franken sich entwickele, wo in der Ocfscntlichkeit behauptet
werde, auf der einen oder der anderen Seite beständen Putschgelüste,
die Staatsregierung nicht in der Lage sei, für eine sofortige Aus¬
hebung des Belagerungszustandseinzutreten. Sie sei aber bereit,
dies zu tun, sobald sich zeige, daß diese Gefahren nicht vorhanden
seien, und wünsche deshalb, dem Schlußpassus anzusügen: „Sobald
die Verhältnisse es erlauben." Abg. Held erklärte sich für den Rc-
gierungsvorschlag. Abg. Dr. Dirr erklärte namens der Demokraten,
die Regelung, die der Ausschuß Vorschläge, dürfte durchaus den be¬
rechtigten Wünschen der Regierung entsprechen. Abg. Dr. Hilpert
(Bayer. Mittclpartei) erklärteu. a., daß seine Partei infolge ver¬
schiedener Vorkommnisse sich Vorbehalten müsse, am Ausnahmezustand
solange fcstzuhatten, bis die Regierung in der Lage sei, ihn aus
freiem, eigenen Entschluß aufzugeben. Abg. Niekisch(USP.) er¬
klärte, das Vorgehen der Koalitionsparteien und der bayerischen Re¬
gierung grenze nahe an Rcichshochvcrrat. Abg. Speck(B. Vp.) be¬
tonte, er halte es für sehr gefährlich, die Sache auf die Spitze zu
treiben, wo das Reich alle Trümpfe in der Hand habe. Man müsse
auf den Boden des Berliner Abkommens treten. Abg. Dr. Wohl-
muth(Bayer. Vp.) vertrat eine-andere Auffassung als sein Frak-
tionskollcge. — Nach weiterer Debatte, in deru. a. der Vertreter
des Bauernbunds, Abg. Städclc, sich namens seiner Fraktion für die
Annahme der gestern formulierten Erklärung und für Ablehnung des
Regicrungszusatzes aussprach, wurde der Zusahantrag der Regierung
gegen die Stimmen der Bayer. Mittelpartei und eines Abgeordnete»
der Bayer. Volkspartei avgelchnt. .
Rücktritt des bayrischen Ministerpräsidenten Kahr.

München, 11. Sept. Die KorrespondenzHoffmann meldet
amtlich: Nach dem Beschluß des ständigen Landtagsausschusses
vom Samstag nacht sollte sich die bayrische Regierung gegenüber
der Reichsregierung bereit erklären, der Aufhebung des Aus¬
nahmezustandes in Bayern näherzutreten, wenn die Verordnung
des Reichspräsidenten über Zeitungsverbote entsprechend den
Beschlüssen des ständigen Landtagsausschusses geändert werde.
Die bayrische Regierung hat heute, Sonntag, beim ständigen
Landtagsausschuß noch den Zusatz beantragt, daß der Aufhe¬
bung des Ausnahmezustandes dann näher getreten werden soll,
wenn die Verhältnisse es gestatten. Dieser Zusatz ist in der
Sonntagssitzung vom ständigen Landtagsausschutz mit Mehr¬
heitsbeschluß abgelehnt worden. Deshalb traten Ministerpräsi¬
dent Dr. v. Kahr  und Justizminister Dr. Roth  zurück. Der
Ministerrat wird morgen, Montag vormittag, zusammentreten.

Der „Notbaun - .
München, 1V. Sept. Die Korrespondenz Hoffmann schreibt: In

-er Münchener Post vo»-»0. September 1921 ist ein kurzer Artikel
„Kahrs Notbann" erschienen, der den ausgesprochenen Zweck ver¬
folgt, die öffentliche Meinung irrezuführen. Beim Notbann-München,
der in der in dem Artikel angeführten Ministerialentschließung vom
11. Juli 1921 genehmigt worden ist, handelt es sich nicht um die
Errichtung eines EinwohnerwchrersatzeS, sondern um eine Organi¬
sation, dl« nach den Grundsätzen wie die Technische Nothilfe Schäden
durch elementare Gewalt und Versuche des Strcikradikalismus, le¬
benswichtige Betriebe lahmzulegcn, abwehrt. Der Notbann-Mün¬
chen verfolgt rein soziale Ziele. Er hat mangels jeder Bewaffnung
nicht das geringste mit Polizeiaufgaben zu tun. Lediglich deswegen
wurde in der Entschließung zur Zurückhaltung in der Oeffcntlichkeit
aufgefordert, weil die Verhandlungen noch nicht abgeschlossen waren.

Die Tagung des Völkerbunds.
Politische Aussprache.

Genf, 10. Sept. Auch in der heutigen Sitzung der Völkerbunds¬
versammlung wurde der Bericht des Völkerbundsratcs weiter disku¬
tiert. Von der Versammlung lebhaft begrüßt, sprach heute zum ersten¬
mal der österreichische Delegierte Gras McnSdors, der dem Völker¬
bund herzlich dankte für die unternommene Hilfsaktion zur finan¬
ziellen Wiederaufrichtung Oesterreichs. Der jugoflavische Vertreter
Spalaikowitsch sprach über die Frage des Schutzes der Minderheiten
und den Konflikt mit Albanien. Er wies die albanischen Proteste
beim Völkerbund gegen Jugoflavien lebhaft zurück und sprach sein
Bedauern über die überstürzte Ausnahme Albaniens durch die vor¬
jährige Völkerbundsversammlung aus. Nach ihm sprach Balfour-
England, der in herzlichen Worten die Tätigkeit des Generalsckre-
tariats rühmte. Er tadelte den jugoflavische» Delegierten, daß er
alte Streitigkeiten wieder aufrolle und bedauerte es, daß ein so all¬
gemein geschätzter und hochgeachteter Mann, wie Branting, dem Rate
Vorwerse, K mache den Einbruch das Organ einer Mächtegruppe zu

sein. Die Enttäuschung Lord Robert Cecils über den geringen Fort¬
schritt der Abrüstung sei berechtigt. Die Welt trage weiter mühsam
an dem Gewicht ihrer Rüstung, aber doch seien Fortschritte zu ver¬
zeichnen. Man dürfe nicht die Schwierigkeiten vergessen, die darin
liegen, daß manche Völker dem Bunde nicht beigetreten seien, und
auch nicht abrüsteten. So entbehre man nicht nur ihre Ratschläge,
sondern auch ihre Autorität bei den Arbeiten des Völkerbundes. Bal-
four verwies auf die erfolgreiche Tätigkeit des Bundes bei der Re¬
gelung zahlreicher Konflikte bei der Gründung des internationalen
Gerichtshofes und seine Arbeiten zum Wohle der Menschheit. Bal-
four fragte, wer sich mit all den Arbeiten beschäftigen würde, die den
Völkerbund in dieser Hinsicht beschäftigt haben und auch weiterhin
beschäftigen werden. Schließlich sprach noch der Präsident der ge¬
mischten Roten Kreuzkommisflon, Ador-Schweiz, der sagte, daß nach
seiner Uebcrzeugung das geplante Hilfswerk für Rußland zu dem
erhofften Erfolge führen könne, wenn die russische Regierung ihre
Versprechungen loyal aussühre. Er lehnte es ab, daß die Hilfs-
kommission für irgend welche politischen Tendenzen ausgenutzt werde.
—Die Sitzung wurde kurz nach1 Uhr geschlossen.

Eigene Angelegenheiten des Bundes.
Gens, 9. Sept. Die heutige Sitzung der4. Kommission be»

faßte sich mit dem Bericht des Sachverständigenausschussesüber
die Organisation des Sekretariats und des Internationalen Ar¬
beitsamts, da diese auf die Positionen des Budgets nicht ohne
Einfluß find. AuS den Ausführungen des Berichterstatters
Noblemaire ist zu erwähnen, daß das Sekretariat jede unange¬
brachte Initiative unterlassen habe, um die Tätigkeit des Völker¬
bunds nicht bloßzustellen. Von besonderem Interesse waren auch
die Ausführungen über den Sitz des Völkerbunds, daß man aus
Sparsamkeitsrückfichten erwäge, das Generalsekretariat mit sei¬
ne«»großen Bramteustab«ach einer billigeren Stadt zu verlegen.
U. a. wurde Wien vorgeschlagen.

Genf, 9. Sept. Der Ausschuß für Paktaöänderungen hat
bekanntlich gestern den kanadischen Antrag auf Abänderung des
Artikels 10 abgelehnt. Er nahm aber eine Entschließung an, die
die Tragweite und den Sinn desselben genau beschreiben soll.
In der Entschließung wirdu. a- gesagt, daß der Artikel 10 die
territorialen und politischen Organisationen wie sie jetzt bestehen,
verewigen will. Als Grundsatz gilt, daß in Zukunst die Kultur¬
welt keinen Angriff als Werkzeug der Veränderung des territo¬
rialen Besitzstandes und der politischen Staaten der Wett mehr
dulden kann. Die Mitglieder des Völkerbunds hätten daher an
erster Stelle die Pflicht, die territoriale Integrität und die ge¬
genseitige politische Unabhängigkeit zu sichern.

Die Wilnaer Frage.
Genf, 9. Sept. Das Abkommen zur Regelung der Wilna«:

Frage, das HymanS-Belgien den beiden Delegationen zugestellt
hat, bezweckt den Abschluß eines Bündnisses mit gemeinsamer
Außenpolitik und militärischer Konvention, die im Ernstfälle ge¬
wisse litauische Truppen zur Verfügung Polens stellt. Die
langen bisher ergebnislosen Versuche des Völkerbunds, eine
Einigung zwischen Litauen und Polen in der Wilnaer Frage
zustande zu bringen, sind in eine neue Phase eingetreten. —
Der neue Entwurf Hymans zur Regelung des polnisch-litaui¬
schen Konflikts sieht drei Teile vor. Die neue Grenze soll im
allgemeinen der Curzonlinie entsprechen. Das Wilnaer Gebiet
bildet nach dem Entwurf einen selbständigen Kanton im litaui¬
schen Staat. Die Wilnaer Truppen, die nur im Kriegsfälle
ihre Rekrutierungszone verlassen können und der Wilnaer Zen¬
tralregierung unterstehen, dürfen sich nur aus dem Wilnaer
Gebiet rekrutieren. Die offizielle Sprache im gesamten litaui¬
schen Staate soll polnisch und litauisch sein. Die auswärtigen
Angelegenheiten sollen von Delegierten erledigt werden, die
beide Staaten ernennen. Im Falle von Meinungsverschieden¬
heiten soll der Völkerbnndsrat entscheiden. Das Wirtschafts¬
abkommen fußt auf dem Grundsatz der gegenseitigen freien
Wareneinfuhr und fleht auch ein neues Münzwesen vor. Li¬
tauen gewährt Polen freien Zutritt zum Meer und freie Durch¬
fuhr. Was Memel bekifft, soll eine Einigung erstrebt werden,
die Litauen die Staatsoberhoheit gewährt, Polen aber jeder¬
zeit die Benützung des Hafens und jede Art von Transporten,
auch militärischen, garantiert. — Man erfährt, daß die Vertre¬
ter der polnischen und litauischen Delegattonen in den letzten
Tagen einen regen Notenwechsel über dieses Abkommen mit
ihren Regierungen gehabt haben.
Tägliche Behandlung der oberschlefischen Frage.

London, 9. Sept. Reuter meldet aus Genf, daß der Sonder¬
ausschuß des Völkerbunds für die Behandlung der oberschlefl-
schen Frage täglich an der Arbeit sei. Der Ausschuß werde
seinen Bericht nicht einen Augenblick länger verzögern, als für
eine angemessene Erwägung der Frage notwendig sei-



Zur ausrvürttgen Lage.
Belgien zieht feine für den Bormarsch

in's Ruhrgebiet bestimmte« Truppen zurück.
Paris, 10. Sept. Havas meldet aus Brüssel: die Marsch¬

division, die für jede Bewegung, die durch das Ultimatum am
Rhein hätte entstehen können, bereit gehalten wurde, wird am
15. Oktober nach Belgien znriickkehren, da die Deutschen begon¬
nen haben, ihre Verpflichtungen zu erfüllen.

England für die Aufhebung der Sanktionen.
London, 10. Sept. Die „Times" lenken die Aufmerksam¬

keit auf den Vorschlag Curzons auf der letzten Konferenz des
Obersten Rates, die Sanktionen aufzuheben und auf seine Er¬
klärung, daß er auf der nächsten Konferenz des Rates die Auf¬
hebung der Sanktionen amtlich beantragen werde, wenn Briand
es nicht selbst tue.

Ei« Ultimatum der Entente an Ungarn.
Paris, 11. Sept. Wie das „Journal des Debats" meldet, hat

die Botfchafterkonferenz dem ungarischen Gesandten eine Note über
die Lage in den westlichen Komitaten überreicht. Die Note stellt fest,
daß die von Banden und Elementen der regulären ungarischen Trup¬
pen begangenen Gewaltakte der Budapester Regierung direkt zur Ver¬
antwortung fallen. Diese werde deshalb aufgefordert, unverzüglich
das i« Frage kommende Gebiet zu räumen. Sollte diese Räumung
nicht in allerkürzester Frist erfolgen und die ungarische Regierung in
ihrer Haltung verharren, dann würden für die Sicherstellung der
Ausführung des Friedens Vertrags von Trianon Sanktionen verhängt
weü»en.

London, 10. Sept. Der diplomatische Berichterstatter des „Daily
Telegraph" teilt mit, daß die von amtlicher Stelle aus Budapest
eingetroffenenNachrichten sehr ernst seien. Die Krisis habe eine
solche Zuspitzung erfahren, daß die Möglichkeit einer militärischen
Aktion an der Donau von den Alliierten nicht länger außer acht ge¬
lassen werden könne. Für dLN Fall einer militärischen Mion in
Ungarn könnte ein gemeinsames Mandat in Betracht kommen, das
von den Mächten einer großen und einer kleineren Macht, beispiels¬
weise Italien und der Tschechslowakei, anvertraut würde.

Bor dem Gesamtrücktritt des polnischen Kabinetts.
Paris, 9. Sept. Aus Warschau meldet der „Temps", daß

die Führer der polnischen Reichstagsparteien gestern abend zu¬
sammengekommen sind und die Absendung eines Briefes an den
Ministerpräsidenten Wite beschlossen haben, ln dem sie den Bo>
schluß guthelßen, dem Staatsoberhaupt die Gesamtdemission des
Kabinetts zu unterbreiten. Es ist daher wahrscheinlich, daß das
Gesamtkabinett Freitag zurücktreten wird, aber man glaubt, daß
Marschall Pilsudski die Demission nicht annehmen wird. Die
Parteiführerversammlung hat außerdem beschlossen, den Reichs¬
tag zu einer außerordentlichen Sitzung am 13. September einzu¬
berufen.

Ein bolschewistisches Komplott in Warschau?
Paris, 10. Sept. Nach einer Havas-Meldung aus Warschau

haben die Polen ein umfassendes bolschewistisches Komplott, das in
Warschau organisiert worden war, entdeckt. In den revolutionären
russischen Kreisen sind ungefähr 20 Verhaftungen vorgenommen
Worden.

Die Sowjetregierung angeblich Siegerin
im Kampf gegen die Hungersnot.

Paris, 11. Sept. Nach einer Meldung der„Information" auS
Riga soll in einer der letzten Sitzungen der Sowjets in Moskau, der
mehrere ausländische Journalisten beiwohnten, Kamenew erklärt
haben, daß die Sowjetregierung etnen entscheidenden Sieg in ihrem
Kampf gegen die Hungersnot davongetragen habe. Zehn Millionen
Pud Getreide seien den Hungernden schon zugeleitet worden. Dieses
Ergebnis ist nach der Versicherung Kamencws die beste Antwort an
die europäische Bourgeoisie, die bereits auf den Sturz der Sowjet¬
macht gerechnet hatte. Durch die Besiegung der Hungersnot durch
die Sowjetregierung sei ihre Macht für viele Jahre befestigt worden.
— Trotzkt hob ln seiner Rede hervor, daß die Sowjetregierungalles
Mögliche tue, um normale Beziehungen zwischen Rußland und
Europa wieder herzustellen, aber alle diese Versuche stießen auf die
JnterventionspolitikFrankreichs.

Paris, 11. Sept. Laut„Petit Parisien" tritt die Internationale
Hilfskommisflon zur Bekämpfung der russischen Hungersnot im Laufe
der nächsten Woche in Paris zusammen. Es sei wahrscheinlich, daß
sie ihre Aufgabe als beendet ansehe und daß das weitere Hilfswerk
privaten Organisationen überlasten werde.

Der arieckisck*türkiscke Kriea.
London, 10. Sept. Die „Morning Post" meldet aus Athen:

General Stratigos vom griechischen Generalstab traf hier von der
Front ein und erklärte nach einer Unterredung mit dem Pre¬
mierminister, dem Außenminister und dem Finanzmtnister dem
Vertreter der „Morning Post", es sei beschlossen worden, die
Operationen des griechischen Heeres rinzustellen» um den Trup¬
pen eine Ruhepause zu geben und die Vorbereitungen für die
Versorgung des Heeres zu Ende zu führen. Die Offensive werde
bald wieder ausgenommen werden.

London, 10. Sept. Reuter meldet aus Koustantinopel, daß
die Kurden sich gegen die Angora-Regierung erheben und ihr
eine Anzahl Forderungen unterbreitet haben.

Die Kümpfe in Spanisch -Marokko.
Madrid, 11. Sept. Ministerpräsident Maura erklärte, daß er das

Parlament Misammenberufen werde und gab weiter bekannt, daß
die militärischen Operationen in Marokko heute ihren Anfang ge¬
nommen haben.

Pari-, 11. Sept. Me das „Journal" aus San Sebastian mel¬
det. sind in der Nacht vomS. zum 10. September drei spanische Ko¬
lonnen von Melilla aufgebrochen und haben gegen2 Uhr nachmittags
die Vorstellungen der Mauren erreicht, die erbitterten Widerstand
leisten.

Paris, 11. Sept. Wie HavaS aus Budenib (Algier) meldet,
hat ein Häuptling an der Spitze von 800 Mann einen Einbruch in
die französischen Stellungen unternommen, wurde aber durch fran¬
zösische Angriffe zurückgeschlagen. Es sind Verstärkungen abgegangrn,
da man einen neuen Angriff erwartet.

Auch Holland
zur Washingtoner Konferenz geladen.

Amsterdam, 10. Sept. Nach einer Washingtoner Meldung
des Telegraf hat Präsident Harding Holland und Belgien zur
Abrüstungskonferenz eingeladen.

Ausland.
Die deutsche Abwanderung aus Neupolen.

Berlin, 9. Sept. Der „Berliner Lokalanzeigec" meldet: Vom
1. Januar 1920 bis 1. Juni 1921 sind aus Bromberg 20460
Deutsche abgewandert und 24 356 Polen zugezogen, sodaß jetzt
58 500 Polen 31331 Deutschen gegenüberstehen.

Eine neue Hetzrede
des französischen Kriegsministers.

Paris, 12. Sept. Bei der tn Meaux veranstalteten Feier
zur Erinnerung an den Marnetag hielt Kriegsminister Barthou
eine Rede, in der eru. a. sagte: Der Sieg hat Frankreich Elsaß-
Lothringen zurückgegeben. Es beansprucht kein anderes Ge¬
biet und es will nur die Ausführung der feierlichen Versprechun¬
gen, mit denen sein Wiederaufbau und seine Sicherheit ver¬
knüpft sind. Barthou richtete dann heftige Angriffe gegen das
„imperialistischeDeutschland" und fuhr fort, es gebe vielleicht
noch ein demokratisches Deutschland, das behaupte, bei sich den
alten militärischen Geist getötet zu haben. ES wäre ungerecht
und ungeschickt, nicht anzuerkennen, daß die deutsche Regierung,
an der Spitze Reichskanzler Dr. Wirth, Beispiele eines guten
Willens gegeben habe. Aber die deutsche Regiemng könne
zweifellos nicht alles was sie wolle. Frankreich habe den Frank¬
furter Friedensvertrag ausgeführt, Deutschland müsse de« Ver¬
sailler Vertrag ausführen. Deutschlands Demokratie muß,
wenn sie mit uns weiter den Weg einer loyalen und dauerhaf¬
ten Annähemng verfolgt, beweisen, was sie will und wohin sie
geht.

Bombenanschlag aus ein Kurhaus.
Paris, 8. Sept. Wie der „Jniransigeant" aus Turin mel¬

det, wurde gestern in das Kurhaus Verazze, während die Musik
spielte und eine große Menge sich im Saal befand, eine Bombe
geworfen. Die Wirkung der Explosion war furchtbar. 5 Frauen
und 5 Kinder sind schwer verletzt. Bedeutender Sachschaden
ist angerichtet worden. Man glaubt, daß es sich nicht um einen
anarchistischen Anschlag, sondern um einen Racheakt gegen den
Besitzer des Kurhauses handelt.

Deutschland.
Drohbriefe an Reichskanzler Wirth

und Tinanzminifter Köhler.
(SCB ) Vom Bodensee, 10. Sept. In einer Kundgebung

der Zentrumspartei in Konstanz sprach der badische Finanzmini¬
ster Köhler über Erzbergers Ermordung. Er teilte mit, daß der
Reichskanzler ln den letzten Tagen eine große Anzahl von Droh¬
briefen erhielt und auch den badischen Finanzminister hat man
in zwei Drohbriefen daran erinnert, daß seine Stunden gezählt
seien. Aber all diese Briefe, fügte der Minister hinzu, können
uns nicht einschüchtern und ntcht abhalten von der Arbeit für
unser darniederliegendes Voll.

Die Mörder Erzbergers gefunden?
(SCB ) Schwenningen, 11. Sept. Vom Randen kommt die

Nachricht, daß in dem an der Schweizergrenze gelegenen Orte
Bargen, das dem Bezirke Donaueschingen benachbart ist, go
stern zwei Personen verhaftet wurden, auf die das Signalement
der beiden Personen, die als Mörder des AbgeordnetenErzber¬
ger ln Verdacht kommen, zutreffen soll. Die Beiden sollen ohne
Paß die Grenze überschritten und deshalb von der Schweizer
Grenzkontrolle festgenommen worden sein. Sie sollen auch eine
große Summe Geldes bei sich haben und in der Elberfeld« Ge¬
gend wohnhaft sein. Bet der Festnahme durch die Schweiz«
Grenzkontrolle soll der eine der Beiden mit dem Revolver gegen
den festnehmenden Beamten gedroht haben. Die nächsten Tage
werden wohl die Aufklärung bringen, ob die Verhafteten wirk¬
lich mit den Mördern des AbgeordnetenErzberg« identisch sind.
— Die Nachricht klingt wenig glaubhaft, denn es ist unwahr¬
scheinlich, daß die beiden Mörder zusammen ihre Flucht bewerk¬
stelligt haben.

Beratungen über die steuerliche Erfassung
der Sachwerte.

Berli«, 10. Sept. Die steuerliche Erfassung der Sachwerte
wird in vertraulichen Beratungen der Refforts weiter geprüft.
Das Reichskabinett als solches hat sich noch nicht erneut mit
dies« Seite der Steuerfrage befaßt und noch keinerlei Entschei¬
dung getroffen. In sozialistischen Kreisen herrscht die Anschau¬
ung, daß eine Beratung der Steuervorlagen, insbesondere der an¬
deren Besttzsteuern, nicht möglich sein werde, ehe nicht die grund¬
sätzliche Frage der Erfassungd« Goldwerte entschieden sei. In
diesem Sinne habe sich bereitsd« sozialdemokratische Parteitag
für Brandenburg ausgesprochenund man könne, wie es in der
Meldung der mehrheitssozialistischenZeitungs- Korrespondenz
heißt, mit Bestimmtheit annehmen, daß der sozialdemokratische
Parteitag in Görlitz sich fest auf den gleichen Standpunkt stel¬
len werde.

Erhöhung der Kohlenpreise ab. 1. September.
Berlin, 9. Sept. Die heutige Sitzung der Organe der Koh¬

lenwirtschaft hatte zu der Kohlenpreisfrage Stellung zu nehmen,
nachdem durch die letzttägigen Verhandlungen zwischen Arbeit¬
gebern und Arbeitnehmern des Bergbaus eine Lohnerhöhung
ab 1. September von 7)4 bis 10 Mark durchschnittlich je Mann
und Schicht teils fest vereinbart, tellS in der Schwebe ist. Es
wurde beschlossen, die Lohnerhöhungen durch eine entsprechende
Erhöhung des Kohlenpreises in den einzelnen Steinkohlen- und
Braunkohlenrevieren abzugelten. Die Preiserhöhung für das
rheinisch-westfälische Revier wird demgemäß ab 1. September
1921 21 Mark je Tonne ausschließlichSteuer betragen, Der Be¬
schluß erfolgte einstimmig und eine Beanstandung durch die zu¬
ständigen Regierungsstellen fand nicht statt.

Erfurt, 12. Sept. Nach dem bis gestern abend 11  Ubrv°rl,̂ .
de« Wahlergebnis für den thüringischen Landtag verteilen ki/k!'
abgegebenen Stimmen bei einer Wahlbeteiligung von 67 Pro-!». ^
folgt: Kommunisten 14 561, U.S .P . 28622, SPD 24 78S De! "
kcaten 11701, Zentrum 14 032. Deutsche Volkspartei 39 072
Rationale Volkspartei 14 691, Landbund 639. ' ^

Ein neuer Tranzöfisierungsverfuch.
(Grzl.) Saarbrücken, 9. Sept. Eine kleine Anfrage die ok

stern in der Sitzung der Stadtverordnetenversammlung'von ll
zialdemokratischer Seite gestellt wurde, beweist, wie unablL
von bestimmter Seite an der Verletzung des Friedensvert«
gearbeitet wird. So ist jetzt wieder den Beamten der Bergwerk!
Verwaltung nahegelegt worden, sich naturalisieren zu lassend «
also, für Frankreich zu optieren. Um diesein Ansinnen denS
Ligen Nachdruck zu verleihen, sind zwei Gehaltsgruppen aus,!,
stellt worden. Naturalisierte kommen in Gehaltsgruppeä dk
ablehnen, kommen in Klasse 6 . Letzteren wird also der Brol
korb höher gehängt werden.

Aus der Verhandlung
gegen den Massenmörder Großmann.

Berlin, 9. Sept. D« Händler Großmann, der bisher n«
die Ermordungd« Ritsche eingestanden hatte, legte heute un!«
dem Druck des Indizienbeweises mis freien Stücken das A,
ständnis ab, auch das Dienstmädchen Sosnowski in der Sich
zum 14. August ermordet zu haben. Nach diesem Gestände
brach Großmann vollständig zusammen, sodaß er nicht weit«
vernommen werden konnte.

Ruhr in einem Nekchswehrtruppenlager.
Berlin, 9. Sept. Das Lager Altengrabow mußte wegen'

treten? von ruhrähnlichen Darmerkrankungen gesperrt weM
Die im Lager befindlichen Truppenteile werden dort zull
halten, um die Jnfektionskeime nicht zu »« schleppen. Bis jch
sind4 Todesfälle an Ruhr vorgekommen. Die ErkrankungssL
verlaufen gutartig. Es sind alle Maßnahmen getroffen, um rii
weiteres Umsichgreifen der Krankheit zu verhüten.

Die Unruhen in MtclbciMlmd vor dem Nl«>
sNihnnWurschuß der preußische»LaudiU

Berlin, 7. Sept. Der Untersuchungsausschuß des preußisch»
Landtags verhandelte heute in öffentlicher Sitzung über du
Unruhen in Mitteldeutschland. Auf der Tagesordnung stand»
Zeugenvernehmungen. Als erster Generalzeuge wurde Stw8-
ministera. D. Severing  vernommen. Er besprach diel
gänge im Zusammenhangmit dem kommunistischen Parteitag i«
Halle. Die danialige Gefahr eines Rechtsputsches wurde v«
der Arbeiterschaftsehr ernst genommen. Daraus ist zu crstS-
ren, daß in einer Reihe von Ortschaften die Arbeiter noch i>
Besitz von Waffen waren. Während der Tagung der National¬
versammlung war Halle das Zentrum aller Unruhen. Eine Zen¬
tralisation des Polizetkvrpers war auch in der Provinz Sach¬
sen erforderlich. Die preußische Regierung hat sich nicht, wir
behauptet wurde, durch die Dinge überraschen lassen. Die poli¬
zeilichen Kräfte wären stärker eingesetzt worden, wenn nicht dir
oberschlesische Abstimmung bevorgestanden hätte. Man Haiti
beobachtet, daß riesige Trnppenmassenvon den Polen zusammen-
gezogen wurden. Der Einsatz der Reichswehr wäre von d»
Polen als Bestätigung ihrer Alarmnachrichten über die Ri¬
stungen in Deutschland ausgeschlachtet worden. Me Heranzie¬
hung der Reichswehr würde die Sache noch kompliziert Hab».
Ueber die Beteiligung von Amts- und Gemeindevorstehern ni
dem Aufruhr könne er keine Auskunft geben, da er seit d«
23. April ntcht mehr Minister sei. Ihm sei nicht bekannt, A
Ausländer in besonders groß« Zahl stch im AufstaudsM
aufgehalten hätten. Die Bewaffnung der Arbeiter sei n«
Folge der Bewaffnung der Orgesch gewesen. Absurd sei«,
von der Existenz einer Roten Armee in MitteldeutschlandP
sprechen. Das gefährlichste war, daß die Aufständischen imw
sitz von Dynamit waren. Eine feste rote OrganisationM
jedenfalls nicht bestanden. Die Aufstände wurden improvtM
und wurden genährt durch die Aufrufe von Hölz. Der EM
habe den Eindruck, daß die kommunistische Partei nichtz
mitteldeutschen Aufstand das Signal gegeben habe. Dberprv
dent Hörstng  erklärte, man müsse zum Verständnis»erA
gänge vom Kapp-Putsch ausgehen. Eine Rote ArmeeP
weder 1920 während des Kapp-Putsches noch während̂ I
Aufstandes bestanden. Grausamkeiten seien auf beide« Sm
vorgekommen. Die Zahl der Ausländer sei in der Pr»
Sachsen außerordentlichgroß gewesen. Zu der Frage, »
eine Rote Armee gegeben habe, erklärte der Zeuge noq-
konkrete Fälle angegeben worden seien, habe er überall
suchungen anstelle» lassen, aber auch nicht in einem elnz s"
Fall sei eS ihm gelungen, dte Wahrheit solcher dehaup
festzustellen. Oberpräsident Hörstng  bekundete zur 6,
des Einflusses der kommunistischen Parteien, « sei erstI» ^
Kampf um dte Leunawerke von einer zentralen äup
Parole überzeugt gewesen. Er glaube an einen Zusamnb
zwtschn den Vorgängen in Mitteldeutschland und ^
ruhrbewegungen in anderen Gegenden. Verstümmelunĝ
Leichen seien von denselben Leuten vorgenommen war» , ^
dte Polizisten getötet hätten. Bezüglich der Manger ^
Behördenorganisation bestritt OberpräfidentHbrM, ^
Auswahl der Amtsvorsteher und Ortspolizeibehöroe .
sichtig gewesen zu sein. Dte Mitgliedschaft bei der ^
gen SozialdemokratischenPartei habe er allerdings ^
einen Hinderungsgrund gehalten. Nach der Spaltung
Parteitag in Halle seien ab« Kommunisten nicht nie? ^
Haber der Polizeigewalt bestätigt' worden. Lan»M ^
seien nicht schuldhast ohne den nötigen polizeilichen ^
lassen worden. Die Zahl d« Gendarmerie sei unzm »
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«>len Auf den Vorwurf, daß die Mion auf Eisleben mlt
.^ nüaenden Kräften unternommen worden set, erklärte der
gmae 1500 Mann habe er nicht nach Eisleben schicken kön-
M denn das tue man nur, wenn man Krieg führen wolle.
Lin solches Aufgebot hätte die Bevölkerung in Aufruhr bringen
Mnen. Zu der Behauptung, die Besatzung von Leuna habe
in der Nacht beschlossen, keinen Widerstand zu leisten und tat¬
sächlich keinen Widerstand geleistet, erklärte der Zeuge, noch am
Me vor dem Sturm auf die Leunawerke hätten an allen Aus-
Mm Posten mit Gewehr die Bevölkerung kontrolliert, sodaß
M annehmen mußte, daß die Besatzung es auf einen Kampf
ankommen lasten wollte. Von einem nächtlichen Beschluß habe
hie Polizei auch in keiner Weise Kenntnis erhalten. Ec könne
mich nicht annehmen, daß die Polizei aus bloßer Lust in das
Werk hineingeschossen habe. Wenn dabei beklagenswerterweise
eine Anzahl Leute ums Leben gekonimen sei, so treffe die Po¬
lizei aber kein Vorwurf. Erschießungen Wehrloser nach der
Annahme seien durch die Ermittelungen nicht festgestellt. Daß
Notstandsarbeiter, die sich am Kampf nicht beteiligt haben,
gwusamerweise in einem Silo untergebracht worden seien, dürste
sichtig sein. Als die Polizei eingedrungen war, wollte natür¬
lich' jeder nur als Notstandsarbeiterdabei gewesen sein, nicht
aber als Kämpfer. Die Polizei habe das nicht sofort fest¬
stellen können.

Berlin, 8. Sept. Im Untersuchungsausschuß des preußischen
Landtags wurde die Vernehmung der Generalzeugenüber die
Unmhen in Mitteldeutschland fortgesetzt. Regierungspräsident
von Gersdorff - Merseburg  ist der festen Ueberzeugung,
-aß schon vor dem Kapp-Putsch eine organisierte Rote Armee
bestanden habe. Schon 43 Stunden nach dem Ausbruch des
Kapp-Putsches seien militärisch straff organisierte Kompagnien
durch Merseburg marschiert. Die Entwaffnung sei leider nicht
in dem nötigen Maße durchgeführt worden. Schließlich seien
die Waffen auf der rechten Seite der Saale fast ganz, auf der
linken Seite fast gar nicht erfaßt gewesen. Auf eine Frage
über das Vorhandensein einer Roten Armee im Aufruhrgebiet
eMrte der Zeuge, speziell im Leunawerk seien 16 Kompagnien
vollständig aufgestellt gewesen, mit Infanterie - und Artillerie-
abisilung, Funkern und Panzcrzügen. Dem Zeugen sind die
Angaben über das Bestehen einer Roten Armee nur von pri¬
vater Seite zugegangen. Die Waffen der Einwohnerwehr
seien fast sämtlich nach dem Kapp-Putsch in die Hände der
Kommunisten gefallen. Bei der freiwilligen Waffenabgabe seien
überhaupt keine großen Mengen Waffen erfaßt worden. Weiter
sagte der Zeuge, im Merseburger Bezirk habe die Gefahr eines
Rechtsputsches überhaupt nicht bestanden, denn die linksradika¬
len Elemente seien dort sehr stark vertreten. Die Orgesch und
sonstige Organisationen seien restlos aufgelöst. Auf Vorhalt
des Vorsitzenden gibt der Zeuge an, daß er weder als Beamter
«och als Privatmann Nachrichten über das Bestehen von Orga¬
nisationen bekommen habe, die einen Rechtsputsch vorbereiteten.
Die Vernehmung wandte sich darauf der Beteiligung der kom¬
munistischen Partei und der Entstehung und Leitung des Auf¬
standes zu. Hierzu bekundete der Regierungspräsident von
Gersdorsfu. a.: Ohne Zutun der Teilnahme wäre der Auf¬
stand bestimmt nicht gekommen. Sodann wurden die Mängel der
behördlichen Organisation besprochen. In einzelnen Kreisen
ivar die Besetzung der Landrats- und Amtsvorsteherstellen rein
parteipolitisch. Sobald die Linksradikalen die Mehrheit hat-
b«, wurden kommunistische und unabhängige Amtsvorsteher in
Erschlag gebracht.

Berti«, 8. Sept. In der Nachmittügfltzung wandte sich die Ver¬
handlung dem Fall Caspare! zu. Nach der Darstellung des Vorsitzen¬
den Kuttner war die Regierung mehrfach vor ihm gewarnt worden;
«neige zur Kommunistischen Partei hin, habe auf die Räterepublik
Angewiesen und Gewalt gepredigt. Sein Versagen während des
mGnibz werde hauptsächlich darin gesehen, daß er dem kommuni¬
stischen Angestellten Franzke den Schutz der Stadt Saugerhausen
pümüber dem bevorstehenden Einmarsch der Aufständischen übertra-
Mhabe. —Zeuge Regierungspräsidentv. Gersdorff bekundet, Cas-

habe keinen Zweifel daran gelassen, daß er gewaltsam den
vmrz der Regierung anstrebe. Nach der Ansicht der Mehrheit der
7̂ berechtigten Kreisinsassen sei Casparek nicht die geeignete Per-
iMnhkelt gewesen. Es set die Pflicht des Landrats gewesen, Mel-

»g von der kommunistischen Tätigkeit Frankes und Franzkes zu
^ Das sei aber nicht geschehen. Die optimistische Beurteilung
OberpräsidentenHörsing hinsichtlich der Vorgänge im Aufruhr-

Ssr'/E 3euge v. Gersdorff nicht. 500 Mann Besatzung für
>üben und Hettstedt zusammen set zu wenig gewesen. Die Hin-

U chung der Reichswehr sei auch ihm unerwünscht erschienen. Die
bis rheinische Schutzpolizei hätten sich besonders gut

II. btt, weniger gut die sächsische. — Bezüglich der angeblichen
der Polizei bekundet Zeuge RcgierungSrat Kilhorn, Un-

^ !"chung sei in allen Fällen etngeleitet worden. In den meisten
Men hätten sich keine Anhaltspunkte für Erschießungen ergeben,
y nicht1« Leuna. — Die Verhandlungen werden morgen vor-

Eog fortgesetzt.

Aus Stadl und Land.
Calw »den 12. September 1921.

Dienstnachrichlen.
rum̂ ^ "Eschließung des Reichsministersder Finanzen ist
*" .̂ tuerinspektor- an seinem bisherigen Dtenstsitz- er-
Hirsau ^ Obersteuersekretär Eisele  beim Finanzamt

«n̂ ^ ^ttrbahngeneraldtrektion Stuttgart hat den Oberland-
, »i> u ^ n ^ttsrr in Pforzheim aus dienstlichen Gründen

M seinem Einverständnis nach Calw versetzt.
s- Experimenlalabend.

^Dienstag und Mittwoch  Abend wird der be-
1m-,lA " lmentalpsychologeFred Foerg Experimentalvorträge
»ich»« « veranstalten. Er wird neben den hier ja
kwunr ««bekannten Vorführungen der Gedankenüber-
^ "ü wiche auf den Gebieten der Indischen Phantom- und

Phantasiekunst darbieten, und u. a. die Frage des Spiritismus
behandeln. Die Vorträge werden sicherlich unterhaltend und
zugleich belehrend sein.
Der rvürtt. Beamtenbund über die Anpassung

der Beamtengehälter an den gesunkenen Geldwert.
Der Gesamtvorstand des württ. Beamtenbundes hat in seiner

Sitzung vom 7. September folgende Entschließung gefaßt: Der Ge¬
samtvorstand des Württ. Beamtenbundes kann sich mit der von der
Reichsregierung vorgesehenen Behandlung der Gehaltsfragcn nicht
einverstanden erklären. Es wird keineswegs verkannt, daß der
Deutsche Bcamtenbund wie die übrigen Spitzengewerkschaften die vom
Reichsrat genehmigte Regelung zunächst hinnehmen mußte. Der
Notlage der württ. Beamtenschaft wird durch die von der Reichs¬
regierung vorgesehenen Maßnahmen nicht in der erforderlichen Weise
abgeholfen, da weite Kreise der Beamtenschaft nicht mehr in den Be¬
sitz der zur Lebensexistenz notwendigen Mittel gelangen. Wir for¬
dern unter allen Umständen: 1. sofortige Sicherstellung des Existenz¬
minimums für alle Beaintengruppen durch Gewährung eines Mindest¬
teuerungszuschlags. 2. Die gleichzeitige vollständige Beseitigung der
Staffeluirg der Teuerungszuschläge einschließlich derjenigen zu den
Kindcrzuschlägen nach Ortsklassen. 3. Einleitung der gesetzgeberischen
Vorarbeiten zur Erhöhung der Grundgehälter entsprechend der ge¬
sunkenen Kaufkraft des Geldes und zur Herbeiführung der Orts¬
klaffeneinteilung in drei Klaffen. Wir erwarten von der württ. Re¬
gierung, daß sie sich für die Forderungen bei der Reichsregierung
mit allem Nachdruck einseht. — Von der württ. Regierung haben wir
die Uebernahme und sofortige Auszahlung der vom Reichsrat am
1. September genehmigten Sätze verlangt, wobei wir davon aus¬
gehen, daß die Zustimmung des Landtags entsprechend dem Vor¬
gang im Reich nachgcholt wird.

Um die Ortsklaffeneinteilung.
Wie die Württembergische Gemeindebeamtenzeitungmitteilt,

beteiligten sich bei den Verhandlungen in Berlin vom 22.- 26.
August über die Ortsklaffeneinteilungals Vertreter des Württ.
Beamtenbundes Abg. Brodhag und Nuding, sowie die Ver¬
treter der Ortskartelle. Die Veamtenvertreter machten der
württembergischen Regierung die schwersten Vorwürfe, weil sie
ihre Forderungen seither in viel zu bescheidenem Maße beim
Reich geltend gemacht hätte. An der Beseitigung der Staffe¬
lung der TeuerungSzuschläge nach Ortsklassen und an der Schaf¬
fung einer nur dreigliedrigen Ortsklasseneiuteilung wurde fest¬
gehalten. Das bisherige vorläufige Ortsklaffenvcrzeichnis habe
nicht den geringsten Anspruch auf Objektivität. Die Absicht der
Reichsregierung, Stuttgart in Klasse B herabzusetzen, bedeute
eine grobe Mißachtung der württembergischen Verhältnisse. Die
württembergische Beamtenschaft wolle in der Frage der Orts-
klasseneintetlung keinen Kuhhandel treiben und stehe ganz zu
ihren Forderungen, die als Mindestforderungen zu gelten hätten.

Die FUrsorgestellen
für Kriegsbeschädigte und -Hinterbliebene.
Es ist schon die Beobachtung gemacht worden, daß sich Per¬

sönlichkeiten an die Bevölkerung wenden, um in den verschieden¬
sten Formen ihre Gebefreudigkeit zugunsten oer Kriegsbeschädig¬
ten und -Hinterbliebenen des letzten Krieges in Anspruch zu
nehmen. Die Bevölkerung, die oft über die tatsächlichen Verhält¬
nisse und den Wert der Sammlungsveranstaltungenwenig un¬
terrichtet ist, wendet dabei unter Umständen ihre Gaben Mellen
zu, bei denen es zum mindesten zweifelhaft erscheint, ob sie den
Interessen der Kriegsbeschädigten zugute kommen. Es wird da¬
rauf hingewiesen, daß eine amtliche soziale Fürsorge für Kriegs¬
beschädigte und Kriegshinterbliebene eingerichtet ist, deren amt¬
liche Organe in Württemberg die Hauptfürsorgestelle der Kriegs¬
beschädigten- und Kriegshinterbllebenenfürsorge (Stuttgart,
Rotebühlkaserne) und die Bezirks- und örtlichen Fürsorgestellen
sind. In die Beiräte dieser Hauptfürsorgestellen bzw. Fürsorge¬
stellen sind Vertreter aller Organisationen der Kriegsbeschädig¬
ten und -Hinterbliebenen berufen. Die Mitwirkung dieser Bei¬
räte bet der Verwendung der für die soziale Fürsorge zur Ver¬
fügung stehenden öffentlichen und Spendemittel bietet die Ge¬
währ, daß sowohl den örtlichen als auch den allgemetnen Inter¬
essen der Kriegsbeschädigten und -HinterbliebenenRechnung ge¬
tragen wird. Wo tn der Oeffentlichkeit der Wunsch besteht,
Spenden für Zwecke der Kriegsbeschädigten und -Hinterbliebe¬
nen zu gewähren, mögen sie den amtlichen Fürsorgestellen über¬
mittelt werden, die bereit sind, die Spenden einer zweckmäßi¬
gen Verwendung zuzuführen.

Wetter am Dienstag und Mittwoch.
Der große Luftwirbel zieht vollends im Norden ab, hat aber

über Süddeutschland einige Störungen zurückgelassen. Am Diens¬
tag und Mittwoch ist wieder aufheiterndes, jedoch noch unbe¬
ständiges Wetter zu erwarten.

Der frühere badische Minister Dietrich
gegen die Verschmelzung von Baden

und Württemberg.
(SCB .) Vom badische« Oberland, 8. Sept. In einer öf¬

fentlichen Versammlung der Deutschen demokrattschenPartei tn
Engen nahm der frühere Minister Dietrich u. a. auch Stellung
zur Frage der Verschmelzung von Baden und Württemberg. Da¬
bei sagte er, rein geschäftlich müßte bei einer Verschmelzung so
viel wie alles geändert werden, jede innere und äußere Organi¬
sation, die Verfassung usw. Wer aber könne und wolle dies
durchführen? Wenn man sage, man solle beide Länderverwaltun¬
gen usw. einfach neben einander herlaufen lassen wie bisher,
dann brauche man überhaupt keine Verschmelzung und Leute,
die da meinen, daß bei einer solchen Ersparnisse am Beamten-
körper usw. gemacht werdm könnten, beweisen nur eine erschrek-
kende Unkenntnis der Dinge, wie sie wirklich liegen. Baden hätte
auf die Dauer unter keinen Umständen wesentliche Vorteile von
der Verschmelzung und sie dürfe doch nur unternommen werden,
wenn solche Vorteile gerantiert seien. Vom nationalen Stand-
pulckt aus wolle er nur daran erinnern, daß wir gar oft mit
Angst nach Bayern sehen, das ja auch tn der Tat viele parti-
kularifttsche Ansätze zeige, wenn schon er die Befürchtung, daß

Bayern jemals eine wirklich die Reichseinhelt gefährdende Po¬
litik treiben würde, niemals gehabt habe. Wenn aber Baden,
Württemberg, Hessen und schließlich die Pfalz zu einem Staaten¬
bunde vereinigt würden, dann sei der Bestand der Neichsein-
heit entschieden gefährdet; es müsse Kämpfe zwischen Norden u.
Süden geben, die das letzte bißchen Idealismus , das wir aus
dem Zusammenbruch gerettet haben, unweigerlich zerstören müß¬
ten; wer wollte so vermessen sein und solche Kämpfe entfesseln
in der Zeit der höchsten Not des Vaterlandes? Wer wollte die
ungeheure Verantwortung dafür übernehmen? Der Redner er¬
klärte mit aller Unzweideutigkeit, daß er nicht aufhören würde,
den Gedanken der Vereinigung Württembergs und Badens zu
bekämpfen, wie er schon bisher ihn bekämpft habe.

»
Wildberg, 10. Sept . Bei einer am Dienstag, den 6. Sept.

stattgehabten Besprechung des Gemeinderats und der Vorstände
der verschiedenen Vereine zur Stadtvorstandswahl einigte man
sich dahin, der Wählerschaft die vier Kandidaten: Stadtschulthei¬
ßenamtssekretärd'Argent, Schultheiß Gläß, Ratschreiber Glock
und Revisor Roller für die engere Wahl in Vorschlag zu brin¬
gen. Ueber diese vier Kandidaten wurden durch ausgssandte
Kommissionen an Ort und Stelle nähere Erkundigungeneinge-
Zogen, die durchweg günstig aussielen und bei der gestern abend
im „Schwarzwald* stattgehabten Wahlerversammlung zum Vor¬
trag gebracht wurden. Nach lebhafter Debatte, in welcheu. a.
Gemeinderat Dieterle, Notar Knödel und Fabrikant Rau eingrif-
fen und bet der es sich vorwiegend um die Kandidaten d'Argent
und Glock handelte, wurde mittelst geheimer Abstimmung zur
engeren Wahl geschritten. Hiebei erhielten d'Argent 170 und
Glock 116 Stimmen. Die übrigen Stimmen zersplitterten sich.
Bet diesem Ergebnis darf wohl angenommen werden, daß Sekre¬
tär d'Argent aus der endgültigen Wahl als Sieger hervorgehen
wird, obwohl natürlich eine sichere Voraussage nicht möglich ist.

(SCB ) Neuenbürg, 9. Sept . Bei einem Motorfahren am
letzten Sonntag vormittag: Brötzingen, Neuenbürg, . Dobel,
Herenalb, Gernsbach, Murgtal, Besenfeld, Neuenbürg, Pforz¬
heim, handelte es sich, laut Pforzheimer Anzeiger, um eine recht
bedenkliche Sache. Die Fahrt sollte eine Gesellschaftsfahrt sein,
wurde aber zu- einer rasenden Wettfahrt, über die sich die Be¬
völkerung, namentlich in Neuenbürg, höchlich empörte und bet
der ein Toter und mehrere Verwundete zu verzeichnen waren.
Die Fahrtlänge betmg etwa 120 Kilometer und soll in einer
Stunde 5 Minuten vom Ersten abgefahren worden sein. Der
tödlich verunglückte Hauser fuhr die 9 Kilometer lange Strecke
Brötzingen—Neuenbürg in fünfeinhalb Minuten. Das sind also
mehr als Schnellzugsgeschwindigkeiten, mit denen durch die
unübersichtlichen gewundenen Täler des Schwarzwaldes, durch
die engen Straßen von Neuenbürg und durch die Dorfstraßen
gerast wurde. Die Fahrt war zum Ueberfluß in Brötzingen,
Neuenbürg usw. nicht behördlich angemeldet, sodaß keine Si¬
cherungen getroffen werden konnten. Und so sausten denn 25
Motorfahrer los ln den Schwarzwald. Um halb 8 Uhr vormit¬
tags lag Hauser tot bet Neuenbürg. Zwei andere rannten
bei Birkenfeld beim Ueberholen aneinander. Einer trug inner¬
liche Verletzungen davon, ein anderer eine Kopfwunde. Am
Nachmittag wurde dann von einem Motorrad an einem Seil
tn Neuenbürg ein Fahrzeug eingeschleppt, dem ebenfalls ein
Unfall zugestoßen war. Ein Fahrer erschien mit einem vev-
bundenen Fuß , ein anderer mit verbundenem Kopf. Genaue¬
res ist noch nicht bekannt, doch ist eine behördliche Untersu¬
chung eingeleitet.

Wilbbad, 5. Sept. Am gestrigen Sonntag fand hier die
Tagung des 10. württembergischen ärztlichen Bezirksvereins
statt, dem die Oberämter Nagold, Calw, Vaihingen, Maul¬
bronn und Neuenbürg zugehören. Die Sitzung wurde in der
Halle des König-Karlsbads vom Vorstand des Vereins, Ober-
amtSarzt Dr. Betz von Calw eröffnet, der nach einigen geschäft¬
lichen Mitteilungen das Wort dem Med.-Rat Dr. Schober von
Wtldbad erteilte zu seinem Vortrage: Neuere Anschauungs¬
weisen der pathologischen Physiologie und ihre Verwertung
zur Erklärung der Thermalbäderwirkung. Nach Beendigung
der wissenschaftlichenSitzung begaben sich die Teilnehmer, etwa
60—70 an der Zahl, Herren und Damen, mittelst der Bergbahn
zum Sommerberghotel, wo ein gemeinsames Mittagessen einge¬
nommen wurde, das durch ernste und heitere Tischreden und
durch musikalische Vorträge eines Quartetts der Kurkapelle ge¬
würzt war. Es folgte darauf eine eingehende Besichtigung der
Versorgungskuranstalt unter der Fühmng des leitenden Arztes,
Reg.-Med.-Rat Dr. Fritz. Sodann trafen sich nochmals sämt¬
liche Teilnehmer in der Trinkhalle beim Abendkonzert der Kuv-
kapelle, die ein auserlesenes Sonderprogramm zu Ehren der
Tagung des ärztlichen Brzirksvereins zum Vortrag brachte.

(SCB ) Aus dem Schwarzwald, 10. Sept . Der König und
»die  Königin von Holland haben sich nun ebenfalls zu der Heuer

besonders großen Zahl von Schwarzwaldbesuchern, und nament¬
lich auch solchen aus den Niederlandengesellt. Sie beabsichtigen,
anfangs nächster Woche in Triberg und in Villtngen zu weilen
und haben sowohl im SchwarzwaldhotelTriberg als auch tm
Waldhotel Villingen Zimmer bestellt.

(SEB .) Stuttgart , 9. Sept . Mitte August hat der 28jäh-
rige Postsekretär Gustav Heinkele aus der Kasse des Postamts in
Gablenberg 53 000 ^ entnommen und die Unterschlagung durch
unrichtige Buchführung verdeckt. Bei der Abrechnung anfangs
September kam die Sache an den Tag. Heinkele stellte sich selbst
der Polizei. Er hat beim Spiel große Summen verloren und
den Rest des Geldes verpraßt.

(SCB .) Rottenburg, 10. Sept. Nach amtlicher Ermittlung sind
tm ganzen 57 Fälle von Ruhr  aufgetreten. Da weitere Todesfälle
seit einer Reihe von Tagen nicht Vorkommen, darf angenommen wer¬
dm, baß die Epidemie ihren Höhepunkt überschritten hat. Die
Seuche wurde nachweislich aus Stuttgart eingeschleppt.

Für die Schrtftleitung verantwortlich: Otto Seltmannr  Salw.
Druck und Verlag der A, Oelschläger'schen Buchdrucker«!. Ealw.
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Für den Neubau der Kleinkinderschule in Stmmoz-
heim Etat . A)eilderststdt oder Althengstrtt, werde» nach¬
stehend« Arbeiten vergeben:

Schmiede-, Flaschner -, Schreiner -, Gla¬
ser-, Schlosser-, Maler -, und Tapezier-
Arbeiten , Aborteinrichtung , Herd - und
Ofenlieferung und ekektr. Beleuchtung
und Klingelanlage.
Unterlagen und Bedingungen liege» vom 12. Hs. Mts.

ab aus dein Büro der Unterzeichneten beauftragten Archi¬
tekten in Wctlderstadt. Marktplatz, aus. Schriftliche An-
geböte sind bis spätestens Montag, den 18. ds. Mts .,
vormittags 8 Uhr beim Schultheihenamt Simmozheim
einzureichen, zu welcher Zeit die Eröffnung der Angebote
stattfindet. Die Unternehmer können bei derselben an¬
wesend sein.

Wellberstadt, den 9. September 1921.
W . L. Aldinger und W . Dongus,

Architekten.

Wir vergeben nach dem Einzetpreisversahren nach¬
stehend« Bauardeiten im Akkord:
1. Grab - und Maurerarbeiten für eine

Wafferzu - und Ableitung.
2. Grabarbeiten für den Neubau Haiter-

bacherstraße.
3. Maurer -, Steinhauer -, Dachdecker-,

Zimmer - und Flaschnerarbeiten für den
Neubau.

4 Dir Zimmerarbeiten für einen größeren
Haüenbau.
Pläne und Arbeitsbeschrieb liegen am 13. und 14-

ds. Mts in den üblichen Geschäftszeiten in unserem Büro
zur Einsicht auf.

Die Offerten wollen spätestens dis Freitag, den 16.
K«. Mt»., abtttd» SUhr bei uns abgegeben werden.

Wir behalten uns freie Wahl unter den Bewerbern vor.

Gebrüder Theurer , Sägewerk,
Nagold.

Vad Liebenzell.
Versteigerung

eines Wohnhauses
Am Freitag, 16. ds. Mts ., nachmlttags 3 Uhr,

Kommt aus dem Rathaus ln Liebenzell, zur freiwilligen
Dersteigerung:
Seb.-Nr. 78 auf dem SchillerplatzI sr 80 gm zweistöckiges

Wohnhaus nebst Hosraum. Eine 3—4-Ztmmer-
wohnung ist frei.

Kaufliebhaber sind eingeladen.

Vad Liebenzell.

Sahruis Versteigerung.
Wegen Auslassung des Hotels zur »Post " v. K. Hart-
mann verkaufe ich am Dienstag , den IS . September
von vorm. 9Uhr », nachm. 2 Uhr ad gegen Barzahlung:
Schreinwerk : 1 schön pol. Sekretär, 1 Kleider¬

ständer m. Vorhang » 1 Bettstelle m. Rost , iBock-
letter , 1 Krocketspiel , 1 zweiräd . Hotelkarren.

Küchen- u. Hotelgeschirr : Porzellan-, Glas-,
Email - u Eisenaeschirr , 1 Mefserputzmaschtne,
1 Eismaschine , Passtermaschine , Silderbestecke,
Serviettenringe , versch. Toiletteneimer , 1 Faß¬
trichter , 1 Hackklotz , 2 große Zuber , 1 Petroleum-
und 1 anderer Ofen , 1 kleiner Herd , größere und
kleiner « Glaskolben.

Verschiedenes : i Paar Rohrstiesel Größe 42.
Ansichtskarten , 1 Partie Lampions u. Anderes.

2 Firmenschilder in Glas : Größe 4 mx
140 cm u. 80X40 cm. 1 Dachfenster 1MX78 cm.

Liebhaber sind eingeladen
Stadtinventierer Kolb.

vslN§cber»ok csl«
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NMempeklmeM-üIiMe
Oes weltberühmten lirlminal -psyckoloxen

mit voUrtilnälg neuartigen noolr nie gereizten
Demonstrationen sut dem Oediete cler
lelWtNio. lnüücNen pünntoin-

u.kdnnia!!e-ünn!l.Vlsrenrcdnkt Her geüt.
vedermocdt. VünKdelrnte etc.

Xassenöttnunx 7 Ufir- Eintrittspreise : 5, 4, J .Ä
u. Steuer. Vorverkzuk: 6 >"-!;i>c!Ig. k:mst Klrcbkerr.

Verloren
^ am S. ds. Mts . aus der

Straße von Bad Telnach nach
Calw rin

Zwicker L "'LL
Abzugeben gegen Beloh¬

nung von30MK. im
Hotel Waldhorn.

Wafferdichte - ,
wollene . , leinene - >

sowie billige« -IM
empfiehlt

Otto Weißer»
Gulde 's Nachfolger,

Sattlerei . Kroncngasse.

-LueslÄgbürtt

/-"-e r /-

neue unä
^ 44111^4- gebrauchte

150—800  Liter haltenä verkauft
Fr. 5chach Rüferei, z. Jungfer

Sberschlefien
verwüstet und geplündert von polnisch»» Horden,
der notwendigsten Lebensmittelu. Kleidung beraubt,

hungert.
Es ist dringend nötig durch E lt M M 1 U N g
unoerderbllcher Lebensmittel
den bedrängten Volksgenossen lm Südosten zu Helsen.
Alleinige Lebenrmtttel-Sammelstelle für Würt¬
temberg: „Bereinigte Verbünde hetmattreuer
Oberschlesier, Stuttgart.  Neuer Bahnhof,
Eingang!V4,L »dwigsbnrgerstr., Fernspr.7616."

N

Mais,
Maismehl.

Weizenkleie,
Oelmehl,

Juckermelaffe»
Futterkalk

empfiehlt
Otto 3u « g.

Empfehle schöne
weiße und graue

All-Will.
Franz Mann.

Krottengasse 106.

8«e Kleie,
WWU

empfiehlt
F . Nonnenmacher.
Einen guterhalt., leichteren

Metzger-
Wagen

hat zu verkaufen.
E . Ganzhorn,

z. „Schwane ", Hirsau.

4 .okL § e » i.LvL « ' 8 e « s
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Die
wirkungsvolle Ausstattung

von Keklameärucksachen
beäingl stets äeren

Erfolg!
wenn Prospekt«, Kataloge, Handschreiben usw.
eine« noch so geschickt abgefaßten Text aufwelsen,
so erfüllen fie ihren Zweck doch nur dann erst
voll und ganz, wenn der Buchdrucker seinen Dell
zur wirkungsvollen Herstellung mit dazu beiträgt

MrkUek rwsckenlSNreLkemls vraeksaekei»
vel dlttSzsn Preisen uns sarLkAMgerAuskük-
ruas SZsksrn« lr la üenkbsr kürrssier krlrt

kür tlleaockdracstäsliezenäenu . imNe ^ /
ellltzvbeväva CvIOer empfehlen vir;

als rllnsitre kapNai,» , ^ .
47-7»u. 57, ge eMliÄge
IlgMMkl«!,rlctzekrellellie

Inüii5trle-" ' .
Laar-u. Vorsekussksnk esl«.

llreW
empfehle

prima ausgereiste lagerfähige

Kartoffeln
in kompletten Ladungen und klei >, cren Mengen

zum billigsten Tagespreise 'M
franko jeder Eisenbnhustation.

Schriftlich« Bestellungen nimmt entgegen unter Zujicheraag
prompter Anlieferung ab Ende September-Oktober

Friedrich Hubel. GechiM
Fernsprecher Nr. 1.

Achtung!

Slhuhivaren aller All
find jetzt»ach billig zu haben bei

Karl Stoll , Haggch.

Am Mittwoch (Jahrmarkt)
verkauft

« FässerA
mit Türle , neue u . gebrauchte.

Schneider, Mfer und Mbltt.
,'ch"r ZüW« e?i.'S r>leM

ZMMefür denVezirk Tal»
erhältlich das Stück zu ZV̂
in der Gcschäftsst.ds.Blatt«.

und ein

hat zu vrrkausen
Otto Weißer , Gulde 's
Nachfolger, Kronengasse.

Liebeuzell.
Berkause eine 39 Wochen

trächtige

Kalbin,
oder tausche gegen eine jüngere

Milch-
lund Schaff-

'Kuh.
Heinrich Holzäpfel.

Tüchtiges bravesMW«
zu kleinerF«n— , ..
bei gutem Lohn für soso"
oderausl. Oktober gesucht

Frau Fabrikant
Schweickert . Pforzhe» .

Zähringer-Allec 73.̂

Suche sofort ob. Mefi«
aus 15. September smM
kräftiges

Küchen-
Mädche«

das schon im Wi-.,
trieb tätig war bei guierv
zahlnng.

Es ist Gelegenheit gebot«,
nebenbei das Kochen zu '
lerne». Koch vorhanden.
Frau Otto GeiigeiM,
z. „Lamin", Schöckkekj

O.-A. Neuenburg.

Flachs u. Hans
aller Art, i» rohem wie in ausgearbeitetem Zustande«>
in jeden Mengen von Unterzeichneter Firma uberno

und auf Wunsch
gegen Gewebe und fertige
Leinensäcke umgetauscht.

Als Aufkäufer für den Bezirk Calw 'ft ^
Wendel.  Leonderg, Fernsprecher Nr. 8. »»
welchem Mnsterkarte eingcsehen werden kann, uno
Ausschluß erteilt.
Kolb » Schüle , A . - S.

Flachsspinnerei.

!M- lillll voMnüM cM. Nudel»
lediZt lür jedermann xevissenkakt und ru Lünotieen Ledin^unzen sSmtlicbe dnnkxescbSitlicken^ nxelexentieiten, so die cvkuuk 1» 7
errlvMg von Sarelnlllsev. —ünnlinme van ttllrgelüerr«-°/o. —ün- i«nl Verkauk von das Psinw r»
!enpap!eren. —Levüvrung von creüilea an äitglleüer. —Vermltiiilg von VeNvnvlerev. I Hermann8«»-

Nr. 213.
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